— 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


„ Nr. 118. 7 


(Nr. 6914.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. Oktober 1867., betreffend die Vereinigung des 
landräthlichen Kreiſes Wetzlar in Beziehung auf die Verwaltung der Zölle 
und der indirekten inneren Steuern mit dem Verwaltungsbezirke des 
Provinzial⸗Steuerdirektors in Caſſel. 


Ai Ihren Bericht vom 18. d. M. genehmige Ich, daß der landräthliche Kreis 
Wetzlar, welcher jetzt in Beziehung auf die Verwaltung der Zölle und indirekten 
inneren Steuern zum Verwaltungsbezirke des Provinzial⸗Steuerdirektors zu Cöln 
gehört, von dieſem Bezirke getrennt und mit dem durch Meinen Erlaß vom 
8. Februar 1867. feſtgeſtellten Verwaltungsbezirke des Provinzial⸗Steuerdirektors 
in Caſſel verbunden werde. 5 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Baden-Baden, den 21. Oktober 1867. 
Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. zu Eulen burg. 


An die Miniſter der Finanzen und des Innern. 
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Ausgegeben zu Berlin den 25, November 1867, 


(Nr. 6915.) Statut des Königlich und Fürſtlich Aufhalter Deichverbandes. Vom 30. Oktober 
f 1867. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


\ Nachdem es für erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der rechts 
ſeitigen Oderniederung von der waſſerfreien Höhe oberhalb des Dorfes Königlich 
Aufhalt bis zum Anſchluß an den Aufhalt⸗Glauchower Deich bei der zum Dorfe 
Fürſtlich Aufhalt gehörigen Erbſcholtiſei Behufs der gemeinſamen Anlegung und 
Unterhaltung eines Deiches gegen die Ueberſchwemmung der Oder zu einem Deich⸗ 
verbande zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhörung der 
Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund der $$. 11. und 15. 
des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848. (Geſetz-Samml. von 
1848. S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: 


„Königlich und Fürſtlich Aufhalter Deich verband“, 
und ertheilen demſelben das nachſtehende Statut. 


9. 1. 


Umfang und In der auf dem rechten Ufer der Oder belegenen Niederung, welche von 
1 0 ai der natürlichen Höhe oberhalb des Dorfes Königlich Aufhalt bis zum Anſchluß 
erben. an den Aufhalt⸗Glauchower Deich bei der Erbſcholtiſei in Fürſtlich Aufhalt ſich 
erſtreckt, werden die Eigenthümer aller eingedeichten und noch einzudeichenden 

Grundſtücke, ſoweit ſie ohne Verwallung bei den bekannten höchſten Waſſer⸗ 
ſtänden der Ueberſchwemmung durch die Oder unterliegen würden, zu einem 
Deichverbande vereinigt. N 

Der Verband bildet eine Korporation und hat ſeinen Gerichtsſtand bei 
dem Kreisgerichte zu Freiſtadt, Regierungsbezirk Liegnitz. 


. 2. 


Dem Deichverbande liegt ob: den jetzt aus drei, durch natürliche Anhöhen 
unterbrochenen Abtheilungen beſtehenden Deich zu normaliſiren und zu unter⸗ 
halten, und denſelben oberhalb ſeines jetzigen Anfanges bis an die waſſerfreie 
Höhe beim Dorfe Königlich Aufhalt und am unteren Ende bis zum Anſchluß 
Ei den Aufhalt⸗Glauchower Deich bei der Erbſcholtiſei Fürſtlich Aufhalt zu 
ühren. 

Die Ausführung der Neu- und Normaliſirungsbauten erfolgt nach Maaß⸗ 
1865 des vom Regierungsbaurath Bergmann in Liegnitz unterm 11. September 
864. aufgeſtellten Meliorationsplanes, ſo wie derſelbe bei der Prüfung durch 

die Staats⸗Verwaltungsbehörden feſtgeſtellt iſt. 
Sollten ſich im Laufe der Bauausführung Abweichungen von der urſprüng-⸗ 
lich genehmigten Deichlinie als wünſchenswerth oder nothwendig herausſtellen, ſo 
bleibt an den betreffenden Punkten die nähere Feſtſtellung der Baulinie auf den 
Antrag des Deichamtes den Staats⸗Verwaltungsbehörden vorbehalten. 


a. 
Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung nothwendig wird, fo 


hat der Deichverband dieſelbe auszuführen, vorbehaltlich ſeiner Anſprüche an 
andere Verpflichtete. 


Ep FE 

5 Der Verband iſt gehalten, diejenigen Hauptgräben anzulegen und zu unter⸗ 
. 11 welche erforderlich find, um das den Gruͤndſtücken der Niederung ſchäd⸗ 
liche Binnenwaſſer aufzunehmen und abzuleiten. Das Waſſer der Hauptgräben 

darf ohne widerrufliche Genehmigung des Deichhauptmanns von Privatperſonen 
weder aufgeſtaut, noch abgeleitek werden. Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der 
Niederung das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, 
in die Hauptgräben zu verlangen. Die Zuleitung muß aber an den vom Deich⸗ 
hauptmann vorzuſchreibenden Punkten geſchehen. 

„Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgräben bleibt Sache der nach 
den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 


* 


9 4. 


Der Verband hat in den Deichen die erforderlichen Auslaßſchleuſen 
(Deichſiele) für die Hauptgräben anzulegen und zu unterhalten. 


$. 5. 


„Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtung der Vapflichtun⸗ 
Dieichgenoſſen, ſondern durch die Deichbeamten für Geld aus der Deichkaſſe aus⸗ gen der 0 1 

geführt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldung der Deich ann B. 
eamten und zur 1 nlang und Tilgung der zum Beſten des Verbandes kon⸗ ſinmung der 
trahirten Schulden haben die Deichgenoſſen nach dem von der Regierung zu dae Tah 


und Veranla⸗ 
Deichkataſter. 
N 
In dem Kataſter find die Eigenthümer aller von der Verwallung ge⸗ 
ſchützten ertragsfähigen Grundſtücke nach folgenden Klaſſen veranlagt: 
| J. Klaſſe zum vollen Beitrage: Hof und Bauſtellen nebſt Gärten; 


II. Klaſſe zu / eines vollen Beitrages: der vorzugsweiſe zum Roggenanbau 
geeignete beſſere Sandboden; 


III. Klaſſe zu ¼ eines vollen Beitrages: das aus leichtem Sandboden be⸗ 
ſtehende Ackerland und die Wiefen; 


IV. Klaſſe zu 7¼v eines vollen Beitrages: Hutungen, Forſten, Werder und 
dieſen im Ettrage Heihzuſelende Grundſtücke. i 5 


* Wege, Gräben, Kirchhöfe und das abſolut ertragsloſe Unland bleiben 
unveranlagt. 
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\ 


Liegnitz auszufertigenden Deichkataſter aufzubringen. gung unc den 


— 1888 


8 9 

Das Kataſter wird von dem Deichregulirungs⸗Kommiſſarius aufgeſtellt. 

Behufs der Feſtſtellung iſt daſſelbe dem Deichamte vollſtändig, den Ge⸗ 
meindevorſtänden von Königlich und Fürſtlich Aufhalt und für den Königlichen 
Forſtfiskus der Regierung in Liegnitz extraktweiſe mitzutheilen und zugleich im 
Amtsblatte eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher das 
Kataſter bei dem Deichamte und den Gemeindevorſtänden von Königlich und 
Fürſtlich Aufhalt eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei dem Kommiſſarius an⸗ 
gebracht werden kann. 

Dieſe Beſchwerden, welche auch gegen die im 8. 6. enthaltenen Grundſätze 
der Kataſtrirung gerichtet und auch vom Deichamte erhoben werden können, ſind, 
ſofern ſie nicht durch ein angemeſſenes Abkommen beſeitigt werden, von dem 
Deichregulirungs⸗Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdeführer, eines 
Deputirten des Deichamtes und der erforderlichen Sachverſtändigen zu unter 
ſuchen. Dieſe ſind hinſichtlich der Grenzen des Inundationsgebiets und der ſon⸗ 
ſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein Vermeſſungs⸗ 
reviſor, hinſichtlich der Kataſterklaſſen und der Einſchätzung in dieſelben zwei 
ökonomiſche Sachverſtändige, denen erforderlichen Falls auch noch ein Waſſerbau⸗ 
Sachverſtändiger beigeordnet werden kann. Dieſelben werden von der Regierung 
ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden der Beſchwerdeführer und 
der betreffende Deichamts⸗Deputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit 
dem Reſultate einverſtanden, oder kommt ſonſt eine Einigung zu Stande, fo wird 
das Kataſter danach berichtigt. Andernfalls werden die Akten der Regierung zur 
e über die Beſchwerde eingereicht. Wird dieſelbe verworfen, ſo 5 
die Koſten den Beſchwerdeführer. 5 5 
Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung ist 
Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 


zuläſſig. 1 
Nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung in 
Liegnitz auszufertigen und dem Deichamte Se 
Die genannte Regierung kann das Deichamt ermächtigen, auf Grund des 
Kataſters ſchon Beiträge vorbehaltlich der ſpäteren Ausgleichung auszuſchreihen 
und einzuziehen, ſobald das Kataſter von dem Kommiſſarius aufgeftellt und den 
Betheiligten zugefertigt iſt. . 
$. 8. 

Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag wird für jetzt auf jährlich drei Silber⸗ 
groſchen für den Normalmorgen und die Höhe des anzuſammelnden Reſervefonds 
auf dreihundert Thaler feſtgeſetzt. 

§. 9. 1 

Den Beſitzern derjenigen Grundſtücke, welche durch den Rückſtau in den 

b beit aufgeſtautes Binnen⸗ oder Druckwaſſer überſchwemmt werben, aun 
i 
5 


für das betreffende Jahr die gewöhnlichen Deichkaſſenbeiträge der u n 
Flä 


gte, 


$. 10. 
Die ſchon beſtehenden Deiche, deren Unterhaltung der Deichverband über⸗ Beäräntun 


nimmt, gehen gleich den neuen Anlagen in deſſen Eigenthum und Nutzung über, anregen 


ausſchließlich jedoch der darauf ſtehenden Bäume, Sträucher und Gebäude, die den Grund. 
den Eigenthümern verbleiben. 2 

Ob, wann und unter welchen Modalitäten dieſe von den bisherigen Eigen⸗ 
thümern weggeſchafft werden müſſen, hat die Regierung nach Anhörung des Deich- 
amtes und der Betheiligten endgültig zu beſtimmen. . 

Die Nutzung der Gräſerei auf den Deichen kann dagegen den bisherigen 
Eigenthümern des Grund und Bodens überlaſſen werden, wenn ſie dafür die 
Fläche zur neuen Deichſohle unentgeltlich hergeben und ſich zur unentgeltlichen 
Hergabe der Erde zu den gewöhnlichen Reparaturen verpflichten. 

Der Nutzungsberechtigte muß ſich allen Beſchränkungen unterwerfen, welche 
von den Behörden zum Schutze des Deiches für nöthig erachtet werden. 

Wo die Grundbeſitzer dieſe Leiſtungen für die Gräſereinutzung nicht über⸗ 
nehmen wollen, oder das Deichamt nicht darauf eingehen will, da fällt die letztere 
dem Deichverbande zu. 

SH. 


Die Deiche und Gräben bilden Einen Aufſichts bezirk. 


$. 12. 


0 Das Deichamt beſteht aus dem Deichhauptmann reſp. deſſen Stellvertreter, Wahl der Ber. 
dem Deichinſpektor und für jetzt aus drei Repräſentanten der Deichgenoſſen. genafen kenn 
N Im Deichamte führen: . 
der Deichhauptmann Eine Stimme, 

der Deichinſpektor Eine Stimme, 

der Königliche Forſtfiskus zwei Stimmen, 

die Gemeinde Königlich Aufhalt zwei Stimmen, und 

die Gemeinde Fürſtlich Aufhalt Eine Stimme. 


Von den Repräſentanten wird einer als Vertreter des Fiskus und zugleich 
ein Stellvertreter von der Regierung zu Liegnitz ernannt. Die übrigen zwei und 
für jeden derſelben ein Stellvertreter werden von den großjährigen Beſitzern der 
nicht fiskaliſchen deichpflichtigen Grundſtücke durch abſolute Stimmenmehrheit auf 
ſechs Jahre gewählt. f a 8 

Es hat dabei jeder Beſtzer eines Hauſes und bis zu drei Morgen Eine 
Stimme, wer darüber beſitzt, für jede vollen fünf Morgen mehr Eine Stimme. 
Whlbar iſt jeder großjährige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der hürger⸗ 
lichen Rechte nicht durch rechtskräftiges Urtheil verloren hat und nicht Unter⸗ 
Gr., 6915.) beamter 


SR 


nehmigung erfolgen. 


2 — 13909 -— 
beamter des Verbandes iſt. Mit dem Aufhören der Wählbarkeit verliert die 
Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Brüder, dürfen nicht zugleich 
Mitglieder des Deichamtes ſein. 4 
0 Sind dergleichen Verwandte zugleich durch Wahl beſtellt, ſo wird der 
ältere allein zugelaſſen. | 33 

„Die Stimmenzahl der Wähler wird vom Deichhauptmann zuſammen⸗ 
geſtellt und die Wählerliſte öffentlich reſp. in ortsüblicher Weiſe vierzehn Tage 
vor der Wahl zur Anbringung der etwaigen Einwendungen gegen die Richtigkeit 
der Stimmenzahl bei dem Wahlkommiſſarius bekannt gemacht. Letzteren ernennt 
die Regerung zu Liegnitz. 

Die Prüfung der Wahlen ſteht dem Deichamte zu. ö 

Im Uebrigen ſind bei dem Wahlverfahren und in Betreff der Verpflich⸗ 
tung zur Annahme unbeſoldeter Stellen die Vorſchriften über Gemeindewahlen 
analogiſch anzuwenden. 

Die e können einen anderen Deichgenoſſen zur Ausübung 
ihres Stimmrechts bevollmächtigen. 

Gehört ein Grundſtück mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur 
Einer derſelben im Auftrage der übrigen das Stimmrecht ausüben. 1 

Juriſtiſche Perſonen, Frauen und Minderjährige, dürfen daſſelbe durch ihre 
geſetzlichen Vertreter oder durch Bevollmächtigte ausüben. A 

Wenn ein ſtimmberechtigter Grundbeſtzer den Vollbeſitz der bürgerlichen 
Rechte durch rechtskräftiges Urtheil verloren hat, fo ruht während feiner Beſtz⸗ 
zeit das Stimmrecht des Grundſtücks. 

Nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters bleibt es dem Deichamte vor⸗ 
behalten, ſowohl die Zahl der Repräſentanten und Stellvertreter, als auch das 
Stimmenverhältniß nach Maaßgabe der zu zahlenden Beiträge, vorbehaltlich der 


Genehmigung der Regierung, anderweit feſtzuſtellen. 


F. 13. 


Der Vertreter nimmt in Krankheits⸗ und Behinderungsfällen des Reprä⸗ 
ſentanten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn derſelbe während ſeiner 
Mahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, oder feinen Wohnfik 
an einem entfernten Orte wählt. 

§. 14. 


Die allgemeinen Beſtimmungen für künftig zu erlaſſende Deichſtatute vom 
14. November 1853. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1853. S. 935. ff.) ſollen auch 
hier Gültigkeit haben, inſoweit ſie nicht in dem vorſtehenden Statut abgeän⸗ 
dert ſind. 
$. 15. 
Abänderungen dieſes Deichſtatuts können nur unter landesherrlicher Ge⸗ 
g Urs 


N 


„ Aukundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 
| Gegeben Berlin, den 30. Oktober 1867. 


. S.) Wilhelm. 
= Gr. v. Itzen plitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


(Nr. 6916.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. November 1867., betreffend die Genehmigung 
mehrerer Zuſätze zu dem Revidirten Reglement der Pommerſchen Land⸗ 
ſchaft vom 26. Oktober 1857. 


5 Ai Ihren Bericht vom 11. November d. J. will Ich die in der anliegenden 
/ Zufammenftellung formulirten, von dem im laufenden Jahre verſammelt geweſenen 
Generallandtage beſchloſſenen a 


Zuſätze zu dem Revidirten Reglement der Pommerſchen Landſchaft vom 
26. Oktober 1857. (Geſetz⸗Samml. S. 945. ff.) 


i hierdurch genehmigen. 


Dieſer Erlaß iſt nebſt den Zuſätzen durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. 5 


Berlin, den 16. November 1867. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Zufſaͤtze 
ju dem Revidirten Reglement der Pommerſchen Landſchaft vom 
5 26. Oktober 1857. 


“ Zu $. 66. 

„Kann in dringenden Angelegenheiten der Zuſammentritt des Departements⸗ 
® kollegiums ohne Nachtheil nicht abgewartet werden, ſo iſt ausnahmsweiſe eine 
ſchriftliche le t due zuläſſig, welche durch Cirkular einzuholen bleibt. In 
polchem Falle iſt das Gutachten des Departements⸗Syndikus beizufügen. 
Sr. 69156916) Zu H. 147, 


oder im Wege der Geſetzgebung aufgehobene Rechte beſchließt das Departement 4 


zum Umtauſch beſtimmten Pfandbriefe nach der Vorſchrift des F. 162. des 


c 


— 1832 

Zu F. 147. „ 

| Es ift den Departementskollegien geſtattet / bei ſich herausſtellendem Be⸗ 

dürfniß die Vermehrung der Zahl der Boniteure zu beſchließen. Hinſichtlich der 

Wahl derſelben und der Verpflichtung zur Annahme des Amtes gelten die Be⸗ 
ſtimmungen des $. 147. des Reglements. 

Zu F. 158. 1 

Der Beſchluß über die Zuläſſigkeit von Abſchreibungs⸗, Liberations⸗ und 1 

Permutations⸗Konſenſen gebührt dem Departementskollegium. 

Ueber Konſenſe auf Freilaſſung von Abfindungskapitalien für abgelöſte 


— 


ſelbſtſtändig, wenn die abgelöſten oder aufgehobenen Rechte bei der Tape nicht 
in Betracht gezogen ſind, oder wenn das Abfindungskapital nicht mehr als ein 
halbes Prozent des Gutswerths beträgt. 

N Zu F. 161. Alinea 3. f 

Bei der Umſchreibung vierprozentiger Privat⸗Hypothekenkapitalien in eine 

viereinhalbprozentige Pfandbriefsanleihe iſt es ausnahmsweiſe geſtattet, außer 

dem überſchießenden ein halb Prozent Zinſen auch den event. wieder zu erheben 

den Quittungsgroſchen außerhalb der reglementsmäßigen Zweidrittel des Guts⸗ 

werths einzutragen, und finden dieſerhalb die Beſtimmungen der Alinea 4. 55 
des F. 161. Anwendung. 5 

N Zu F. 167. vorletztes Alinea. | 

Zu den Intabulationen im Kreiſe Randow kann der Generallandſchafts⸗ 

Syndikus zur Vertretung der Landſchaft auch allein kommittirt werden. 

’ Zu $. 204. | 1 

Die Berichtigung der laufenden Zinſen erfolgt gemäß $. 57. und H. 59. 3 

der Konkursordnung nur vom letzten Fälligkeitstermine jeder Zinspoſt. 1 

Zu F. 265. 

m Falle der Kündigung auf Umtauſch werden die neu auszufertigenden i 


Reglements auf Grund beſonders auszuſtellender und ins Hypothekenbuch ein | 
zutragender Urkunden ausgefertigt. 5 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


